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Das Bundeskartellamt (BKartA) hat festgestellt, dass die Meta Platforms, Inc. (vormals Facebook), ein Unternehmen mit

überragender marktübergreifender Bedeutung für den Wettbewerb ist. Damit sind die Instrumente der erweiterten Miss-

brauchsaufsicht auf Meta anwendbar, die der deutsche Gesetzgeber Anfang 2021 eingeführt hat (s. PM BKartA vom

4.5.2922). Die neuen Regeln des § 19a GWB erlauben dem BKartA ein früheres und effektiveres Eingreifen gegen Verhal-

tensweisen großer Digitalkonzerne. Das BKartA kann Unternehmen, deren überragende marktübergreifende Bedeutung für

den Wettbewerb es festgestellt hat, wettbewerbsgefährdende Praktiken untersagen. Die Entscheidung ist den gesetzlichen

Vorgaben entsprechend auf fünf Jahre nach Eintritt der Bestandskraft befristet. In dieser Zeit unterliegt Meta der beson-

deren Missbrauchsaufsicht durch das BKartA gemäß § 19a Abs. 2 GWB. In der Sachverständigenanhörung vor dem Wirt-

schaftsausschuss am 27.4.2022 über die Vereinbarkeit der Verordnung über bestreitbare und faire Märkte im digitalen

Sektor (Digital Markets Act, DMA) mit dem nationalen GWB betonte Andreas Mundt, Präsident des BKartA, dass er es für

wichtig halte, dass § 19a GWB auch nach der Einsetzung des DMA anwendbar bleibe, da es in der Vergangenheit eine

ganze Reihe von Verfahren gegeben habe, die für das DMA prägend gewesen seien (hib-Meldung Nr. 192 vom

27.4.2022). Er sieht den DMA und das GWB, dort insbesondere § 19a GWB, als „komplementäre Instrumente“. „Im Zusam-

menspiel mit dem DMA kann der Paragraf 19a gute Früchte tragen“, so Mundt.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

BGH: Zahlungspflicht bei coronabedingter

Schließung eines Fitnessstudios

Der BGH hat mit Urteil vom 4.5.2022 – XII 64/21

– entschieden, dass der Kunde eines Fitnessstu-

dios gemäß §§ 275 Abs. 1, § 326 Abs. 1 Satz 1

und Abs. 4, § 346 Abs. 1 BGB einen Anspruch auf

Rückzahlung der für den Zeitraum der pande-

miebedingten Schließung entrichteten Monats-

beiträge hat. Diesem Rückzahlungsanspruch des

Klägers kann die Beklagte nicht entgegenhalten,

der Vertrag sei wegen Störung der Geschäfts-

grundlage gemäß § 313 Abs. 1 BGB dahinge-

hend anzupassen, dass sich die vereinbarte Ver-

tragslaufzeit um die Zeit, in der das Fitnessstudio

geschlossen werdenmusste, verlängert wird. Ge-

mäß § 275 Abs. 1 BGB ist der Anspruch auf Leis-

tung ausgeschlossen, soweit diese für den

Schuldner oder für jedermann unmöglich ist.

Rechtliche Unmöglichkeit ist gegeben, wenn ein

geschuldeter Erfolg aus Rechtsgründen nicht

herbeigeführt werden kann oder nicht herbeige-

führt werden darf. So liegt der Fall hier. Während

des Zeitraums, in dem die Beklagte aufgrund der

hoheitlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der

COVID-19-Pandemie ihr Fitnessstudio schließen

musste, war es ihr rechtlich unmöglich, dem Klä-

ger die Möglichkeit zur vertragsgemäßen Nut-

zung des Fitnessstudios zu gewähren und damit

ihre vertraglich geschuldete Hauptleistungs-

pflicht zu erfüllen. Die Beklagte kann dem Rück-

zahlungsanspruch des Klägers auch nicht entge-

genhalten, der Vertrag sei wegen Störung der

Geschäftsgrundlage gemäß § 313 Abs. 1 BGB da-

hingehend anzupassen, dass sich die vereinbarte

Vertragslaufzeit um die Zeit, in der das Fitness-

studio geschlossen werden musste, verlängert

wird. Eine solche Vertragsanpassung wird zwar

in der instanzgerichtlichen Rechtsprechung teil-

weise vertreten. Diese Auffassung verkennt je-

doch das Konkurrenzverhältnis zwischen § 275

Abs. 1 BGB und § 313 BGB. Eine Anpassung ver-

traglicher Verpflichtungen an die tatsächlichen

Umstände kommt grundsätzlich dann nicht in

Betracht, wenn das Gesetz in den Vorschriften

über die Unmöglichkeit der Leistung die Folge

der Vertragsstörung bestimmt. Daher scheidet

eine Anwendung des § 313 BGB aus, soweit –

wie im vorliegenden Fall – der Tatbestand des

§ 275 Abs. 1 BGB erfüllt ist. Ein Anspruch der Be-

klagten auf die begehrte Vertragsanpassung

scheidet auch deshalb aus, weil mit Art. 240 § 5

Abs. 2 EGBGB eine speziellere Vorschrift besteht,

die im vorliegenden Fall einem Rückgriff auf die

allgemeinen Grundsätze zur Vertragsanpassung

wegen Störung der Geschäftsgrundlage entge-

gensteht. Grundsätzlich ist eine Vertragsanpas-

sung wegen Störung der Geschäftsgrundlage

nach § 313 BGB nicht möglich, wenn der Gesetz-

geber das Risiko einer Geschäftsgrundlagenstö-

rung erkannt und zur Lösung der Problematik

eine spezielle gesetzliche Vorschrift geschaffen

hat. Bei der durch Art. 1 des Gesetzes zur Abmil-

derung der Folgen der COVID-19-Pandemie im

Veranstaltungsrecht und im Recht der Europä-

ischen Gesellschaft (SE) und der Europäischen

Genossenschaft (SCE) vom 15. Mai 2020 mit Wir-

kung vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 948) eingeführ-

ten Vorschrift des Art. 240 § 5 EGBGB handelt es

sich um eine solche spezialgesetzliche Regelung,

die in ihrem Anwendungsbereich dem § 313

BGB vorgeht.
(PM BGH vom 4.5.2022)

BGH: Unwirksame Abstellgenehmigungs-

klausel in AGB eines Paketdienstleisters

a) In Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die

ein Paketdienstleister gegenüber Verbrauchern

bei der Besorgung von Paketversendungen ver-

wendet, hält die Klausel

Weisungen, die nach Übergabe der Pakete vom

Versender erteilt worden sind, müssen nicht be-

folgt werden. Die §§ 418 Abs. 1 bis 5 und 419

HGB finden keine Anwendung.

einer Inhaltskontrolle gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1

und Abs. 2 Nr. 1 BGB stand, wenn der Dienstleis-

ter Paketversendungen im Massengeschäft bei

kurzer Beförderungsdauer zu niedrigen Preisen

für jedermann besorgt.

b) In Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die

ein Paketdienstleister verwendet, benachteiligt

die Klausel

Hat der Empfänger eine Abstellgenehmigung

erteilt, gilt das Paket als zugestellt, wenn es an

der in der Genehmigung bezeichneten Stelle ab-

gestellt worden ist.

Verbraucher im Sinne von § 307Abs. 1 Satz 1 BGB

unangemessen, da sie denDienstleister nicht ver-

pflichtet, denEmpfänger überdie erfolgteAbstel-

lung zu informieren und damit in die Lage zu ver-

setzen, die Sendung bald an sich zu nehmen.

c) Regelungen in Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen, mit denen ein Paketdienstleister ge-

genüber Verbrauchern

– unzureichend verpackte Güter

– Güter, die einer Sonderbehandlung bedürfen

(z. B. besonders zerbrechlich sind oder nur

stehend oder nur auf einer Seite liegend trans-

portiert werden dürfen)

– Telefonkarten und Pre-Paid-Karten (z. B. für

Mobiltelefone)

– Geld und geldwerte Dokumente (z. B. Brief-

marken, Wertpapiere, Wechsel, Sparbücher)

– Güter oder Pakete, deren Versand nach den je-

weils anwendbaren Sanktionsgesetzen insbe-

sondere wegen des Inhaltes, des Empfängers

oder aufgrund des Herkunfts- oder Empfangs-

landes verboten ist. Sanktionsgesetze umfas-

sen alle Gesetze, Bestimmungen und Sankti-

onsmaßnahmen (Handels- und Wirtschaftsbe-
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